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Todesdefinition erweitern?
Einige Mediziner und eine »Potenzialanalyse« bringen  
»Organspenden« nach Herz-Kreislauf-Stillstand ins Gespräch

Laut Farid Salih, Oberarzt an der Klinik für 
Neurologie der Charité, seien dort im Jahr 2025 
insgesamt 191 Fälle einer schweren Hirnschädi-
gung mit anschließendem Herz-Kreislauf-Tod 
diagnostiziert worden. Als potenzielle Organ
spender*innen dürfen laut geltender Rechts-
lage aber ausschließlich Menschen gemeldet, 
deren »Hirntod« festgestellt worden ist. Felix 
Schönrath, kardiologischer Leiter des Herz-
transplantationsprogramms am DHZC ist dafür, 
Organentnahmen auch nach HKS hierzulande 
zu legalisieren. »Viele Länder ermöglichen das, 
außer Deutschland«, zitierte ihn das Deutsche 
Ärzteblatt (DÄB), als es am 2. Juni über die 
Wünsche der Charité-Ärzte berichtete.

Ergebnisse und »Limitationen«

In Fachkreisen macht eine »Potenzialanalyse« 
die Runde, die am 17. April 2026 im DÄB ver
öffentlicht wurde, Überschrift: »Herz-Kreislauf-
Stillstand als Indikationserweiterung für die 
Organspende«. Erstautoren sind Friedrich von 
Samson-Himmelstjerna, Assistenzarzt am Uni-
versitätsklinikum in Kiel sowie Hans de Ferrante, 
Datenwissenschaftler bei der Organvermittlungs- 
stelle Eurotransplant, zu den Mitautoren gehört 
auch der Gießener Staatsrechtsprofessor Steffen 
Augsberg. Die Forscher untersuchten, wie sich 
in neun europäischen Ländern, in denen Organ
entnahmen nach HKS seit Jahren legal sind, 
die Spendezahlen nach Einführung der HKS-
Organentnahme-Programme entwickelt haben. 
Einbezogen wurden Belgien, Frankreich, Italien, 
Niederlande, Österreich, Schweiz, Spanien, 
Tschechien und Großbritannien. Anschließend 
übertrugen sie die Daten aus den untersuchten 
Ländern auf deutsche Spendezahlen und werte-
ten sie in »simulationsgestützten Modellen« aus.

Die mit dieser Methodik ermittelten Ergeb-
nisse »zeigen, dass die Einführung der HKS-
Spende die Zahl verfügbarer Spenderorgane in 
Deutschland deutlich erhöhen könnte«, schrieb 
die Pressestelle der Kieler Universität am 17. April 
in einer Pressemitteilung. Zur Veranschaulichung 
nannte sie zwei Beispiele aus den Modellrech-
nungen für 2023. »Unter Annahmen wie in der 
Schweiz wären demnach etwa 35 Prozent mehr 
Leber- und 60 Prozent mehr Nierentransplanta
tionen möglich gewesen«, so die Pressemitteilung 
zur Potenzialanalyse. »In einem Szenario wie in 
Tschechien ergäbe sich ein Plus von rund  
10 Prozent bei Lebertransplantationen und  
rund 30 Prozent bei Nierentransplantationen.«

»Organspende: Deutsche Transplantations- 
gesellschaft (DTG) begrüßt FDP-Vorschlag 
zur Erweiterung der Todesdefinition« 
kommunizierte die DTG am 15. Oktober 
2024. Anlass war ein Positionspapier der 
FDP im Bundestag, das dafür warb, Organ-
entnahmen künftig auch nach Herz-Kreis-
lauf-Stillstand zu erlauben. Die Liberalen 
wurden 2025 nicht mehr ins Parlament 
gewählt. Mediziner und offenbar auch Euro- 
transplant versuchen nun erneut, hierzu-
lande eine Debatte über die alte, brisante 
Forderung anzustoßen.

Organentnahmen sind in Deutschland – 
abgesehen von Lebendspenden Gesunder 

(→ Seite 9) – gemäß Transplantationsgesetz nur 
legal, wenn das Einverständnis des Betroffenen 
als sicher gilt und zuvor der unumkehrbare 
Ausfall aller Hirnfunktionen (genannt »Hirn-
tod«) durch zwei unabhängige Fachärzt*innen 
mit apparativer Unterstützung festgestellt 
worden ist.

Mediziner des Deutschen Herzzentrums 
(DHZC), angesiedelt am Berliner Universitäts-
klinikum Charité, haben nun einen Film produ-
zieren lassen, der ein breites Publikum über die 
Möglichkeit der »Organspende nach Herz-Kreis-
lauf-Stillstand« (HKS) auf einer Intensivstation 
informieren soll. Der Film namens »Organspende.  
Was fehlt.« hatte am 6. Juni Premiere in Berlin, 
im Rahmen der Langen Nacht der Wissenschaf-
ten, erzählt wird die Geschichte einer Familie, die  
einer Organentnahme nach HKS zugestimmt 
hätte, wäre sie in Deutschland zulässig.

Für eine Organentnahme nach HKS kämen 
Patient*innen in Frage, die zwar nicht hirntot 
seien, »deren Gehirn aber schwer und unwider-
ruflich geschädigt ist, ohne Aussicht auf Erho-
lung oder ein selbstbestimmtes Leben«, heißt es 
in der Information zum Film. Durch Abbruch 
der lebenserhaltenden Therapien könne der 
Herz-Kreislauf-Stillstand auf der Intensivstation  
kontrolliert herbeigeführt werden – und 
anschließend Organe wie Nieren oder Leber 
entnommen werden. Voraussetzung für einen 
solchen Abbruch lebenserhaltender Maßnah-
men wie künstliche Beatmung und künstliche 
Kreislaufunterstützung sei es, dass entweder 
eine Patientenverfügung des potenziellen Organ- 
spenders vorliege oder »Angehörige sicher sind, 
dass eine Fortsetzung der intensivmedizinischen 
Behandlung nicht dem Willen des Menschen 
entsprochen hätte«.

ProTransplant 

Das Bündnis ProTransplant 
ist laut Selbstdarstellung 

ein »Zusammenschluss von 
Patientenverbänden und 

Selbsthilfegruppen im Bereich 
Transplantation & Organspen-
de«. Am 4. Juni kündigte das 

Bündnis an, dass es Verfas-
sungsbeschwerde einreichen 

werde. Die Beschwerde
führer*innen seien »Per-

sonen, die seit langem auf 
eine Organtransplantation 

warten«. Mit der Klage wolle 
ProTransplant »prüfen lassen, 

inwieweit der Staat seine 
Schutzpflicht verletzt und 

damit gegen das Grundgesetz 
verstößt, da sich alle bisheri-
gen Maßnahmen gegen den 

Organmangel als unzurei-
chend erwiesen haben«. Das 

vielfältig vernetzte Bündnis 
will noch mehr. Am 1. März 

2023 hatte ProTransplant 
einen Offenen Brief an das 

damals noch von Karl Lauter-
bach geführte Bundesgesund-
heitsministerium übergeben. 

Die Unterzeichner*innen –  
mehrere Patientenverbände 

und Mediziner-Organisationen,  
darunter die Deutsche Trans

plantationsgesellschaft sowie 
die Fachgesellschaften für 

Chirurgie, Kardiologie, Urolo-
gie und Kinderchirurgie –  

forderten gemeinsam, die 
Widerspruchsregelung einzu

führen. Thematisiert wird in 
dem Offenen Brief, der weiter 

online ist, aber auch die 
hierzulande rechtlich nicht 

zulässige »Organspende nach 
Kreislauftod« (DCD). Dazu 
schreibt das Bündnis: »In 

den meisten anderen euro-
päischen Ländern kann auch 
nach Kreislauftod (Donation 

after circulatory Death; DCD) 
gespendet werden, was 

dort zu mehr Organspenden 
geführt hat. Daraus ergibt 

sich eine paradoxe Situation: 
Organe von Menschen, die 

aufgrund von Kreislaufversa-
gen gestorben sind, dürfen 

deutschen Wartepatient*innen 
von Eurotransplant nicht 

vermittelt werden. DCD gilt 
bereits in 17 europäischen 

Ländern, in 8 Ländern ist die 
Einführung geplant – warum 

nicht in Deutschland?« →
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»Paradigmenwechsel«

Die Schweizer Sterbehilfe-
organisation Exit publiziert 
vier Mal im Jahr eine eigene 
Zeitschrift, Auflage laut Im-
pressum: 117.000 Exemplare. 
Im EXIT-Info 1.2026 erschien 
unter der Überschrift »Mit 
dem letzten Willen leben 
retten?« ein ausführliches 
Interview mit Franz Immer. 
Der Facharzt für Herz- und 
Gefäßchirurgie ist seit 2008 
Direktor der nationalen 
Stiftung Swisstransplant, 
die in der Schweiz mit der 
gesetzeskonformen Zuteilung 
von Organen beauftragt ist. 
Gefragt, wie er die »Zukunft« 
des Themas Organspende 
nach assistiertem Suizid 
in der Schweiz sehe, sagte 
Franz Immer, »eine breite  
gesellschaftliche Diskussion  
unter Einbezug der Sterbe
hilfeorganisationen und 
Spitäler ist unerlässlich«. 
Swisstransplant erhalte 
»vermehrt Anfragen von 
Menschen, die nach einem 
assistierten Suizid ihre Organe 
spenden möchten«. Chirurg 
Immer meint: »Rechtlich 
und medizinisch wäre dies 
vermutlich umsetzbar.« Zur 
Frage, was auf Kranken-
häuser und Fachpersonal 
zukommen könnte, erklärte 
der Swisstransplant-Direktor 
im EXIT-Info unter anderem: 
»Ein Spital, das die Organ-
spende nach assistiertem 
Suizid unterstützt, müsste 
Sterbehilfeorganisationen 
den Zutritt zum Spital gewäh-
ren«, was für die betroffenen 
Krankenhäuser allerdings 
einen »Paradigmenwechsel«  
darstelle. Es dürfe aber 
niemand zur »Mitwirkung bei 
einer Organspende nach  
assistiertem Suizid« ver-
pflichtet werden.
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Organentnahme nach Suizidhilfe?
Juraprofessor*innen der Universität Zürich legen Gutachten vor

»Organspenden« nach Herz-Kreislauf-Still-
stand, ausgelöst durch den Abbruch lebenser-
haltender Maßnahmen, sind mit Einverständnis 
der Patient*innen in der Schweiz legal. Suizid
assistenz für Sterbewillige ist dort ebenfalls 
erlaubt. Ob und unter welchen Bedingungen 
auch eine Kombination beider Methoden 
legal sei, hat die Schweizerische Akademie der 
Medizinischen Wissenschaften (SAMW) nun 
untersuchen lassen.

Laut SAMW haben Spitäler (Krankenhäuser)  
»vereinzelt die Anfrage« erhalten, ob es 

möglich sei, sich im Anschluss an eine assistierte 
Selbsttötung Organe entnehmen zu lassen. Vor 
diesem Hintergrund beauftragte die SAMW die 
Juraprofessor*innen Brigitte Tag und Thomas 
Gächter, ein Rechtsgutachten zur »Organspende 
nach Suizidhilfe« (OSnS) zu erstellen.

Ende Mai dieses Jahres legten die beiden 
Rechtswissenschaftler*innen von der Universität 
Zürich ihre Expertise vor, die sie als »neutrale 
Bestandsaufnahme« verstanden wissen wollen. 
OSnS sei in der Schweiz »grundsätzlich mit dem 
geltenden Bundesrecht vereinbar«, schreiben die 
Professor*innen, aber nur, wenn bestimmte Vor-
gaben »beachtet« werden. Unter anderem zähle  
dazu, dass die suizidwillige Person die Organ-
spende selbst wünsche und das Personal, das bei 
der Suizidhilfe mitwirkt, von den am Organspen-
deprozess beteiligten Personen »faktisch und 
rechtlich getrennt« sei. Voraussetzung ist laut Tag 
und Gächter auch, dass keine Werbung für OSnS 
gemacht werde, weder von Spitälern noch von 
anderen staatlichen oder staatlich finanzierten 
Akteur*innen. Zudem müsse sichergestellt sein, 
dass Sterbewillige die Kosten für die Suizidassis-
tenz selbst übernehmen, dafür nichts bezahlen 
dürften Krankenhäuser, in denen die Organent-
nahme ausgeführt werden.

Die beiden Gutachter*innen weisen auch  
darauf hin, dass Krankenhauspersonal »auf 
Grundlage u. a. der Glaubens- und Gewissens-
freiheit nicht verpflichtet« werden könne, sich an 
der Suizidhilfe zu beteiligen. Derzeit gebe es in 
den Schweizer Spitälern »grundsätzlich zwei  
Arten von internen Suizidhilfeweisungen« – sol-
che, die Suizidhilfe »im Grundsatz oder komplett 
verbieten« und solche, die sie »zulassen und 
konkret regeln«.

Die Zentrale Ethikkommission (ZEK) der 
SAMW hatte die Thematik bereits 2025 in einer 
Stellungnahme beleuchtet, mit Schwerpunkt auf 
medizin- und berufsethische Fragen. Mit Verweis 
auf das neue Rechtsgutachten empfehlen ZEK 
und SAMW den Schweizer Krankenhäusern nun, 
vorerst nicht über die Einführung von Organ-
spende nach Suizidhilfe zu entscheiden. Besser 
sei es, »mindestens so lange zu warten, bis geklärt 
ist, ob und wenn ja wie, die rechtlich und ethisch 
geforderten Punkte in der Praxis überhaupt ein-
gehalten werden könnten«.

Diverse »Herausforderungen«

Und selbst wenn dies möglich sein sollte, 
bleiben nach Einschätzung der SAMW »Heraus
forderungen bestehen«. Beispielsweise sei »zu  
bedenken, dass mit der Umsetzung einer Organ-
spende nach Suizidhilfe eine Medikalisierung 
der Suizidhilfe einherginge«, schreibt die SAMW 
und merkt auch an: »Die Möglichkeit der Organ
spende nach Suizidhilfe könnte die gesellschaft-
liche Wahrnehmung der Arbeit von Ärzten und 
Pflegefachpersonen in den Spitälern und das 
Vertrauen gegenüber der Institution beeinträch-
tigen.« Schwer vorhersehbar sei zudem, »ob und 
wie sich die gesellschaftliche Beurteilung der 
Transplantationsmedizin insgesamt verändern 
würde«.� Klaus-Peter Görlitzer   

→ Im DÄB weisen die Autoren ausdrücklich 
auch auf »Limitationen« ihrer Originalarbeit 
hin. »Unsere Potenzialanalyse«, erläutern sie, 
»steckt zwar den Rahmen ab, den eine Einfüh-
rung der HKS-Spende in Deutschland ausfüllen 
könnte, eine Prognose lässt sich daraus aber 
nicht direkt ableiten, denn dies würde stark von 
der konkreten Umsetzung abhängen.« Auch 
könne die Analyse »keine Kausalität zwischen 
Einführung der HKS-Spende und einem An-
stieg der Gesamtspendezahlen beweisen«.

Gut möglich, dass diese Potenzialanalyse 
bald auch Politik und Verbände erreichen wird. 
Wer auf die Ergebnisse hingewiesen wird oder 
sich auf die modellierten Szenarien berufen 
will, sollte auch die skizzierten »Limitationen« 

im Kopf haben und diese benennen. Was die 
Forscher*innen zu ihrer Analyse in Zusammen-
arbeit mit Eurotransplant motiviert hat, erklärte 
Erstautor Friedrich von Samson-Himmelstjerna 
laut Kieler Pressemitteilung vom 17. April wie  
folgt: »Wir haben diese Studie vor dem Hinter-
grund des anhaltenden Organmangels durch- 
geführt, da Deutschland im Gegensatz zu 
den meisten seiner Nachbarländer durch den 
Verzicht auf die HKS-Spende einen Sonderweg 
geht.« Und er fügte hinzu, seiner Meinung nach 
sollte der kontrollierten Organspende nach end-
gültigem Herz-Kreislauf-Stillstand »ein größerer 
Stellenwert in der wissenschaftlichen und  
gesellschaftlichen Auseinandersetzung einge-
räumt werden«.  � Klaus-Peter Görlitzer  


